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fest. Unter dem Druck einer Arbeitsniederlegung, wo-
bei jeder Arbeiter an seinem [Platze verblieb, fand eine
letzte Verhandlung zwischen der Arbeiterkommission
und der Direktion statt. Diese stempelte jedoch nun die
ganze Angelegenheit zu einer Machtfrage. Als die Ar-
beiterkommission unverrichteter Dinge zurlickkehrte,
war die aufs dusserste erbitterte Arbeiterschaft nicht
mehr zu halten, und der Kampf war unvermeidlich. Ein-
zig die unvermeidlichen Christlichsozialen unter Fiih-
rung ihres Zentralsekretdrs Heil und des Lokalsekre-
tirs Eggler legten gegen den Streik Protest ein. Diese
Handlungsweise hat die Haltung der Arbeiterschaft
aber keineswegs beeinflusst. Ein erster Vorschlag des
Einigungsamtes ist von der Direktion abgelehnt wor-
den. Erst am 11. Dezember, nach mehr als vierwichiger
Dauer, konnte eine Einigung erzielt werden. Danach
soll die allgemeine Einfihrung der Zeitnotierungen ab
7. Januar 1921 erfolgen. Die Firma sichert zu, dass
ddrch die Zeitnotierungen nicht auf die Akkordpreise
und nicht auf das Verdienstniveau gedriickt wird. Fer-
ner wurden in der Einigungsverhandlung Richtlinien
fiir Wahlart und Téatigkeit der Arbeiterkommission fest-
gesetzt. Auch diirfen keine Massregelungen erfolgen.
Der Streik ist in guter Disziplin durchgefiithrt worden,
und die Arbeiterschaft der Maschinenfabrik Riiti ist ge-
stirkt und gefestigt aus dem Kampf hervorgegangen.

Textilarbeiter. Der Streik bei der Firma Stiheli
in Amriswil dauert fort. Am 2. November fanden vor
dem kantonalen Kinigungsamt die dritten Einigungs-
verhandlungen statt. Nach mehr als dreistiindiger De-
batte konnten der Firma einige bescheidene Zugestind-
nisse abgerungen werden. So sollten die Stichpreise
festgelegt, die Zuschlige fiir mehrfarbige Artikel ge-
regelt, bei Reparaturen dem Sticker der Durchschnitts-
verdienst gesichert, eine Arbeiterkommission eingesetzt
und die Organisation durch den Betriebsinhaber aner-
kannt werden. Trotzdem dieser Vergleich der Arbeiter-
schaft nur bescheidene Vorteile bot, hatte sie beschlos-
gen, ihm zuzustimmen. Auch die Firma nahm das Ab-
kommen an; die Wiederaufnahme der Arbeit wurde auf
8. November angesetzt. Aber die Firma hielt nicht
Wort. Am Tage nach der Verhandlung wurde der Ar-
beiterschaft mitgeteilt, dass 1. die Arbeit nicht vor dem
16. November aufgenommen werden konne; 2. sechs
Streikende nicht wieder eingestellt werden konnten,
und 3. sdmtliche wahrend des Streiks gegen die Firma
geschriebenen Zeitungsartikel widerrufen werden miiss-

ten. Die Arbeiterschaft liess sich diese Behandlung
nicht gefallen. Der Kampf wird in verschirfter Form
fortgesetzt.
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Aus Unternehmerverbinden.

Der Bericht des, Zentralverbandes schweizerischer
Arbeitgeberorganisationen pro 1919, der leider etwas
verspitet in unsere Hinde kam, teilt mit, dass sich die
Zahl der Mitgliedschaftsverbinde um 5 vermehrt habe.
Es sind beigetreten: die Bindemittelfabrikanten (Ze-
ment, Kalk und Gips), der Zieglerverein, der Bier-
brauerverband, die Metallindustriellen des KXantons
Genf und die Seidenbandfabrikanten. Die (Gesamtor-
ganisation erstrecke sich auf 4900 Betriebe.

Prasident ist immer noch Herr Naville, Kilchberg.
Dem Sekretariat gehoren an die Herren Dr. Steinmann,
Dr. Secrétan und Dr. Flury. Der Bericht tendiert auf
den Ausbau der Landes-Berufsverbéinde und den lokalen
Zusammenschluss in gemischten Organisationen. Es
wird hierbei auf das Beispiel der Gewerkschaften ver-
wiesen.

Die Verkiirzung der Arbeitszeit auf 48 Stunden pro
Woche resp. die beziigliche Revision des Fabrikgesetzes
passt dem Berichterstatter nicht. Er meint dazu: «Schon
heute hat die Ansicht, dass der Gesetzgeber den Erlass
der Novelle zum Fabrikgesetz {iberstiirzt habe, weit
iiber den Kreis der betroffenen Betriebsinhaber hinaus
Boden gefasst, und ist die Befiirchtung, dass die rapide
Arbeitszeitverkiirzung eine verhéngnisvolle Verminde-
rung der Produktion zur Folge haben werde, unbestrit-
tene Tatsache geworden.»

Der Berichterstatter mag sich als «Demokrat» mit
dem Ergebnis der Abstimmung vom 31. Oktober trosten,
das deutlich genug zeigt, dass die grosse Mehrzahl des
Schweizervolkes diesen Kurs heute noch wiinscht. Die
behauptete Verminderung der Produktion hingegen ist
damit, dass der Berichterstatter lediglich die Behaup-
tung wiederholt, noch lange nicht erwiesen. Uebrigens
konnte heute schon die Produktion auch in der Schiweiz
wesentlich gesteigert werden, wenn man erst alle Ar-
beitslosen beschiiftigen wiirde, die arbeiten wollen, und
wenn man auch die zir Arbeit anhiclte, deren Haupthe-
schdftigung heute noch das Polieren der Fingerniigel
ist. Oder betrachtet man es im Zentralverband als ein
Stiick gottgewollter Ordnung, dass Zehntausende hun-
gernd auf der Strasse liegen und die in Arbeit Stehen-
den sich dafiir 12 Stunden im Tag abrackern? Die Ar-
gumente, die im Bericht fiir die Ablehnung des Geset-
zes iiber die Ordnung des Arbeitsverhiltnisses vorge-
bracht werden, wirken nicht iiberzeugend, insbescndere
nicht angesichts des Umstandes, dass die Bundesver-
sammlung dem Kompromiss nahezu einstimmig ihren
Segen gegeben hat. Die Opposition gegen dieses Gesetr-
lein war kleinlich; das diirfte man unumwunden zuge-
stehen.

Der Bericht spricht sich befriedigend iiber die Re-
vision des Bundesratsbeschlusses vom 5. August 1918 be-
treffend die Tirsorge bei Arbeitslosigkeit aus. Zu die-
ser Befriedigung ist Grund vorhanden, wenn man die
Interpretation des Bundesratsbeschlusses vom 29. Okto-
ber 1919 in Betracht zieht. s miisste daher eine Revi-
sion ins Auge gefasst cder aber die gesetzliche Rege-
lung endlich in Angriff genommen werden.

Die Besprechung der Uebercinkunft mit den Ange-
stelltenverbinden vom 11. Dezember 1918 diirfte diese
interessieren. Den beziiglichen Auslassungen ist un-
schwer .zu entnehmen, dass die Herren Angestellten nur
sclange eine Vorzugsstellung einnehmen, als sie keine
Forderungen stellen. Im andern Falle werden sie mit
den Arbeitern in einen Tiegel geworfen.

In einem Punkt konstatieren wir volle Ueberein-
stimmung mit der Leitung des Zentralverbandes. Es ist
dies die Frage der Gewinnbeteiligung. Daneben klafit
aber gleich wieder ein Abgrund, der uns trennt in der
Frage des Mitspracherechts.

Im Anhang des Berichts finden wir eine Tabelle
iiber die Streikbewegung im letzten Jahr, die allerdings
unvollstiindig ist und nur etwa halb soviel Beteiligte
aufweist als unsere Zusammenstellung.

Der 111. Kongress, fiir; Industrie und Handel. Unter
dem Vorsitz von Sulzer, Winterthur, fand dieser Kon-
gress am 26. November in Bern statt. Einleitend teilt
der Prisident mit, dass die auf dem ersten Kongress
beschlossene Resolution betreffend Aufwendungen fiir
Arbeiter-Wohnbauten nun die Wirkung gehabt hitte,
dass eine einmalige Abschreibung gestattet worden sei.
Ganz erfolglos sei auch die Eingabe betreffend Formu-
lierung der neuen Kriegssteuer gewesen. Die Haupt-
geschifte des Kongresses waren die Rheinfrage und die
eidgenossische Finanzreform. Es ist selbstversténdlich,
dass der Kongress so beschloss, wie er beschliessen
musste als die Interessenvertretung des grossen Kapi-
tals. Der Opfersinn den von des Lebens Fiille Ent
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blossten gegeniiber kam in einer Resolution zum Aus-
druck, in der zu lesen steht: « ..3. Das Gleichgewicht
des Bundesbudgets muss vollstindig wiederhergestellt
scin, ehe in der Frage der Sozialversicherung 11,5(,ndeln(‘
die E1doenossengcmﬁ verpflichtende Entschmduné e-
troffen wud 4. Bei der gegenwirtigen Lage muss je-
des neue Staatsmonopol bekampft werden als eine Ge-
fahr fir die wirtschaftliche Entwicklung und Wohl-
fahrt des Landes. Die wihrend des Krieges geschaf-
fenen Monopole sind in méglichst kurzer Frist aufzu-
heben.» [itwas anderes war natiirlich von diesem Kon-
eress nicht zu erwarten.

<2

Erster Kongress
der Betriebsrite Deutschlands.

Vom 5. bis zum 7. Oktober 1920 tagte in Berlin der
erste Kongress der Betriebsrite Deutschlands. 953 De-
legierte waren erschienen. Tagesordnung: 1. Die wirt-
schaftliche Lage Deutschlands. (Referent: Rud. Wissell.)
2. Die politischen und tkonomischen Machtverhiltnisse
und die Sozialisierung. (Referent: Dr. Hilferding.) o.
Die Aufgaben der Betriebsriate. (Referenten: Dissmaun
und Nérpel.) 4. Die organisatorische Zusammenfassung
der Betriebsrite. (Referent: Brolat.)

Wissell schilderte die gegenwértige wirtschaft-
liche Lage Deutschlands. Er brandmarkte den Raub-
bau, der wahrend des Krieges mit den Rohstoffen und
mit der menschlichen Arbeitskraft getrieben wurde. Er
wies darauf hin, dass das k‘lpltahstlsche Wirtschafts-
system aus diesem Elend nicht heraushelfen konne. Is
miissen neue Wirtschaftsformen gefunden werden. Er
betonte die Notwendigkeit der Schulung‘ und Bildung
der Arbeiterschaft; viele Betriebsrite niitzen heute die
ihnen zustechenden Rechte nicht aus, da es ihnen an der
notigen Erfahrung und Schulung gebricht.

Hilferding sprach iiber die Sozialisierung. Durch
den Streit unter der Arbeiterschaft ist es dem Birger-
tum moglich geworden, seine durch die Revolution er-
schiitterte Stellung wieder zu festigen. Die Kapita-
listenklasse steht einig da; die Front der Arbeiterklasse
wird immer wieder durchbrochen. Wir fordern eine
vollstindige Systemsinderung der Wirtschatt. Die er-
ste Bedingung, die die Sozialisierung erfiillen muss, ist
die Sicherung des Fmtganges der Produktion. Die So-
zialisierung muss in einer Form erfolgen die nicht ei-
nen Produktionsriickgang, sondern eine Produktions-
steigerung mit sich bringt. Diese Steigerung der Pro-
duktion kann durch eine organisch aufbauende Me-
thode der Sozialisierung bewirkt werden. Die Inge-
nieure, die kaufminnischen Leiter miissen zuerst fiir
die Gewerkschaftsbewegung und dann fiir den Sozialis-
mus gewonnen werden,.

Der Sozialismus ist eine Machtfrage. Wir miissen
uns in den Besitz der kapitalistischen Machtpositionen
setzen und diese in die Verfiigungsgewalt der Gesell-
schaft iiberfithren. Im Vordergrund steht die Soziali-
sierung der Kohle- und Kaliindustrie, dann folgen die
Elektrizitit, die Grosseisenindustrie, die Baustoffindu-
strie und der Kohlenbergbau.

Die bevorstehenden Kéimpfe fordern die Einheit
des Proletariats. Im Kampf um die Sozialisierung des
Kohlenbergbaus diirfen wir hoffen, das gesamte Prole-
tariat wieder einmal zu einigen in einer grossen, eini-
genden Aktion. Unser Kampf geht nicht nur um ma-
terielle Interessen; er soll auch eine neue Aera der
Kultur herbeifihren. Deshalb darf eines in der Ar-
beiterschaft nicht fehlen: der Idealismus.

Zum ersten Punkt der Tagesordnung wurde eine
Resolution folgenden Inhalts angenommen: Die Ver-
suche, die Wirtschaft wieder aufzurichten, sind geschei-
tert. Die kapitalistische Wirtschaft ist in unautfhalt-
sumem Zerfall begriffen; die Geldentwertung sperrt
die Zufuhr von Rohstoffen und Lebensmitteln und lédsst
die Kaufkraft der breiten Massen immer weiter hinter
den steigenden Warenpreisen zuriickbleiben. Das Ka-
pital dagegen macht in manchen Wirtschaftszweigen
glinzende Gewinne und wilzt die Lasten der Besteue-
rung durch tausend Finten auf Arbeiter, Kleinbauern
und Kleinblirger ab. Auf den bisherigen Wegen ist
aus dem Elend der gegenwirtigen Lage nicht herauszu-
kommen. Es bedarf dazu der Sozialisierung der fiir
sie reifen Wirtschaftszweige. Das Ziel der proletari-
schen Wirtschaftspolitik geht dahin, die Verfiigung
itber die Produktionsmttel zu erringen.

Tn einer Entschliessung zum zweiten Punkt der Ta-
gesordnung wurde festgestellt, dass die Fortdauer des
l\apitahstlschen “’1rtsohaftss3 stems zu einer Verschlech-
terung der Lage der arbeitenden Klassen gefiihrt habe
und dass nur die sozialistische Wntschaftsmdnung den
materiellen und kulturellen Aufstieg der Hand- und
Koptarbeiterschaft sichere. Die Betriebsrite und Ge-
werkschaften werden aufgefordert, alle dkonoinische
und politische Macht der Arbeiterklasse auf die Ver-
wirklichung des Sozialismus zu konzentrieren.

Der dritte und vierte Punkt der Tagesordnung
wurden zusammen behandelt. Dissmann referierte tiber
die Aufgaben der Betriebsridte. Erneut stehen wir heute
vor der Frage: Ist die Arbeiterklasse reif zum Sozialis-
mus? Durch rohe Gewalt allein gelangen wir nicht
zum Sozialismus; der Erlangung der Macht muss eine
Veredlung der Gesinnung folgen. Dissmann setzte in
lingeren Ausfuhrung,(‘n die Autgaben der Betrichsrite
auseinander. Diesen Aufgaben wird man aber nicht ge-

" recht, indem man den Mund bis an die Ohren auitmsst

sondern indem man seine Forderungen sachlich begriin-
det. Er wandte sich gegen die Parole: Wihlt politische
Arbeiterridte! und rief den Kongressteilnehmern zu:
«Kniet euch hinein in das Wirtschaftsleben, denn dar-
in liegt die Rettung und die Moglichkeit, dass wir nach-
her gesunde Arbeit leisten konnen!» Er betonte die
Wichtigkeit der Zusammenarbeit von Hand- und Kopf-
arbeitern und verteidigte die Gewerkschaften gegen die
Angriffe der Linken. Die gewerkschaftliche Einheits-
front darf nicht zertrimmert werden. Wenn man uns
als «Gelbe» bezeichnet, so sagen wir: «Euer Schimpf
und Sehmutz reicht nicht an unsere Stiefelsohlen her-
an.» Niecht zerreissen, sondern zusammenschweissen ist
unsere Aufgabe!

Nérpel behandelte die organisatorischen Fragen.
Er befiirwortete die Konzentration der Betriebsrite in
den Gewerkschaften. Die Kapitalisten wissen genau,
welche Macht die Betriebsréite besitzen, wenn die Ge-
werkschaften hinter ihnen stehen. Wenn Arbeiter und
Angestellte zusammengehen, werden wir unser Ziel er-
reichen.

Die Korreferenten der Opposition, die Genossen
Brandler und Richard Miiller, forderten die Anwen-
dung neuer Methoden des Klassenkampfes. Die Wort-
fiihrer des Gewerkschaftsbundes sind bewusst oder un-
bewusst Werkzeuge der Konterrevolution. Die Ge-
werkschaften sind zu bureaukratisch. Wir miissen ver-
suchen, die Gewerkschaften zu revolutionieren und in
Verbidnde aller Hand- und Kopfarbeiter umzuformen.

Nach kurzer Diskussion wurden die von Dissmann,
Norpel und Brolat vorgeschlagenen Resolutionen mit
grosser Mehrheit angenommen. Die von Brolat vorge-
schlagene Resolition betrachtet eine Sonderorganisa-
tion der Betriebsrdte als nicht von Nutzen und be-
trachtet cine Zusammenfassung nur auf dem Boden der



	Aus Unternehmerverbänden

